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Sehr geehrte Damcn und Herren Rechi_eanwälue,

in dem Rectrt.§Etrelt-

Thrfqa AG Zwelg1tiedarlas

erhält Beklagterrvertreter Abechrift,en des selrriftsatzes der
K1ägervertreter vom 04 . os. 2oo5 zur KennEnisnäJrme..

unEer Berüeksichtigrrng des bisherj.gen sach- r:nd, sE,reitetandes
weist das Gericht auf folgend.es hin:

Naeh Ansicht des Geriehts sind insbesondere in der Klagee:*uide-
rungr alle ln rechtlicher Hinsicht, relewanten Fragen erört.ert.. Den-noch sind die dort gezogenen sehlussforgerr:ngen mangeLs vorrie-gens einer einschlägigen Entscheidr:ng des BGH niehb nzwingeadlrr.

Aus det' sogen. ,tMonopolrechtrsprechung,, 
d.eE BGH geht helxror,dass § 315 Abs. 3 BGB auf Enugelbe von Anbietern mlt ptonopol_stell,'g für LeieEr-r'gen der Daseinsvorsorge, auf deren rnanspmeh-nahme der andere vertragstseil im Bedarfefall a,gewiesen istr ärrä_1og anzuwenden isE. (BGH N,fw g7 , )-g2B r:nd 92 , L?L). Diese Recht-epreehung gilt nr-cht nur frrr eogen. z!{ischenlr.efenra,gsverträge,
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' sondetTt auch für das VerhälEnis zwischen Energieversorgiungs- . .

unternehmen und Verbrauch.ern ( ZB BGH NJ?{ 03, 1449). Dte ana-
' logre Anwendung des § 315 Abs. 3 BGB wr:rde vom BGH fü.r folgende

sektoren der Daseinsvorsorge ausdnlcklich entschiäden:

SEromtarlte NrIW-RR 92, 183

Bauj<ostrenzuschüs se r.znd Hausanschlusskosten . nach AvBGasv

NJIII 87 , 828
A.bwagserentgelEe NJI{ 92, 7,71,

Wassere.ngelte NJril .03, 3131
Ferntu'ärmet,arLfe R.ltr 97, 165
KradcenhauepflegesäE,ze BGI{Z 73, 114



Der Gasbezug erar indes bisher noch nichL GegensEand der BGi{-Recht -
sprechung. Allerdings wurde auf die BaukosEenzuschüsse und Haus-
anschlusskosEen frlr den Gasbezug nach A\IBGasV bereite s 315

Abs. 3 BGB analog angewendet. Es wäre daher evtI. al-s logische
Konseqrrenz zu eraehten , wenn auch der Gasbezng selbstr und danrj.E

der jeweilige GasEarif von der MonopolrechEsprechr:ng erfasst
würde. Erdgas ist ein Energieträger, wie Fernwärme r:nd SErom, auf
die schon die Monopolrechtsprechung angewendeE wurde, r:,nd fällE
auch in den Bereich der Daeeineworsorge.

Arlerdings müsste hierfür eine Monopolstellung deg Gasver-
sorgniurgsunternehmens vorliegen. Dies bedeut.et, dass es zum ei-
nen keine anderen möglichen GasanbieE,er geben dtrrfte und zum alde-
ren erscheint fraglich, ob die ttonopolstellung durch die ver-
Borgungsmöglichkeic mit anderen Energiearten verloren geht.

Im Zuge der Anpaseung der europäischen Märkte wr:.rde der .n"rgil-
markt liberalisier.E. Im StromsekLor besteht eeiu 1998 di-e recht-
liehe und fakEieche Möglichkeit für einen Tarifku:lden, auf einen
anderen Stromanbiet.er auszuweichen, eine Monopolst,elh:ag von
Stromver§orgern besteht, da}er nicht mehr. Auf den SEromtrarif ist
§ 315 Abs. 3 somit wohl nichtr meh,r analog anwendbar. Durch d,ie so-
gen. Gasnovelre vom 20.o5.2003 (BGBL r 696) wurde die recht-
Iiche öf fnr:lg der Gasmärkt bewirkt. Der l^Iechse} zu anderen Arr-
bietern ist aber fakcisctr nur sehr einseschränJ..t mögIich. Im Be-
reich der industriellen Großkr:nden r.:nd Sondervertragskurrden
st,e1lE, dies derzeiE eine Möglichkeit dar, für eLnen Tarifkund,en
ist der weehsel weit{:be:*riegend auegeschlossen. Außer für den sel-
tenen Fa1l, dass eln solcher Wechsel zu einem anderen Gasliefe-
ranben möglich sein so1Ite, ieE im Gassektor zumindest im Moment
wohl weiter von einer Monoporstsellung dee jeweiligen Gaeliefe-
rant'en aurszugehen. Auch vorliegend dü.rfEe unter Bezt'rcksichEi-
gnrng adr lokalen Gegebenheir.en ein Wechsel zu elnem anderen cas-
liefärant,en kaum möglich eein.

Fraglich iet weiterhin, ob d,ie Monopoletellung dee. Gaslj.eferanEen
dadurch ausgreschlossen ist, d.ase eine versorgung durch aldere
Energien wie Heizör-, strom, Kohre, Fernwärme oder Fltrssi.ggas
mögIlch isb' und der verbraueher seinen Energiebeda.rf d,adurch eben-faL]-s decken könnE.e.
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rn der Rechtspreehung wird die I'tonopolsEellrrng teilweise rnit dern

Arg.ument bejaht, dass bei ej-ner Umetelh.mg auf eine andere Ener-
giearE erhebliche Koscen und UmsLelluigsschwierigkeiten anfallen
urürden urd daher nicht von einem su-bstituEionswet,tbewerb zwiechen
Energiearten ausgegangen werden kann (rrc püsseldorf , Be-
schLuss vom 04.01 .20oG -L2 O 544/05) .

Andere Gerichte st,e]]en bei dieser Frage auf den wärmemarkt, aI1-
gemein ab r:nd verneinen die Monopolstellung des jeweiligen Gasan-
bi.eters.

Dae BranderJcurgische oberlandesgerichE verneinE diese, gehE
a-ber hi.erbei nieht auf die finanzielle Belast,ung frl,r den Verbrau-
cher ein. Es ste]It. lediglictr fesc, dass d,em verbraucher a1-
dere Mögrichkeiten fur d.ie versorgrtrng mit Energie, z.B. HeizöI,
offenstanden (oLG Brandenburg vom l.O.01.2Oo1 in GWF- Recht r:ad
SE.euern 2001 , l7f) .

Das AmEegericht Euskireherr eeE,zt. sich miE der problematik der
finanziellen BelasEung für den verbraucher auseinand,er, kommt
aJcer troEzdem zu dem schluss, dase d.ies für d.ie Monopoletel-
lung des Gasa-n-biet,ers niclrE ausreichE. E6 ist der Meinr:1g, äas§
eine geriehtliche Preiekontrolle in die wirtrschaftliche Uuab-
hängigkeit des caeanbieters eingreifen r:nd clen GnrndsäEzen d,er
freien Markt'wirtsehaf t zuwiderlauf en würd.e. Die f i-nanzielle Bela-
stung elnes Energiiewechsel-q, die man Cen verbrauchern nichE zumu-
ten wolle, vdrrde dadurch auf den Gasanbieter verlagert; der die
berechEigLen rnteressen ar einer preleänd.en:ng ni.cht durch_
aetzen kör:ne (AG Euskirctren rrom os.oB.2oo5 -1? c z6o/os,) .

Der BGH stellt in seiner Entscheidung nlchc auf die Mögtictrkeit
anderer Etrergieträger ah. Es kommt darauf an, dass das Ver_
Borgungsunter:eehmen'rin seinem LeistWrgsbereiCh eine rechEllCheoder tätsächliche Monopolstelh:ngr besitzEr, so dase der ver_braucher kontrahieren muss, wenn er dle LeisEung erwerbenwll} (BGH Nüw B?, 182g) .

somi-t bezieht, der BGH den ,'Leistr-ulgsberelchrr n,r auf den 6ass.1-tor. serbst irn FaIJ.e d.er anschlusskosEen für dle Ga'ver-
Eorgrurg scheiterE dle Monopolitelh.urg des easlieferä_nt,en nlchtdarart, dass die veraorsrung mit Heizol ohne Anschlusskosten
möglich gewesen wäre (BGH aao). wenn slch aber dleE noch uichEelnruar im ralre des ersrmallgen_ E+grgiear:rschlgeees 

"".""iatääa
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auswirkt/ t{o der verbrauctrer EaEsächlich noch die I^IahI haE zwi-
schen den verschiedenen Energiebrägern, Iäßt eich mögllcherweise
trieraus folgern, dass di.es ersE rechE keine Alternative während
des laufenden Bezuges darsLellt.

Der BGII räumE den verbrauchern somiE einea grogsen EnE-
scheidungsfreiraum ein, in dem e:' durch die gerichtliche eillig-
keicskontrolle nach s 31S A-bs. 3 BcB geschüEzE wird.

Wiederhol-end ist allerdings festrzustellen, dase eine einschlä-
gige Entsclreidr:r:,g des BGH für den Gasbezug ineoweiE nictrt vor-
1iegt.

,]edenfalLs ist der Einwand des Amtsgerictrts Euskirchen zu be-
denken, dass eine gerichtliche PreiskonErolle ia d.ie wirt.schaft-
lj-che unabhängigkeit der unternehmen eingreifE und den Gnrrrd,-
sätrzen der freien Marktwircechaft zuwiderläuft, wo auschliess-
Lich Angebot r:nd Naehfrage den Preis regrrLiereir. Insoweig stellt
sich die Frage, ob die a_naloge Arrwendulg des s 31S Abs. 3 BGB
aufrechterhalEen werden kann, hrenn die Monopolstellung des Gas-
lieferanE,en. zwar bejaht wird, aber es sl-ch trotzd.ern um einen
"wet.tbewerbspreis" oder .,Marktpreis,, harrdelt, der vom Markt regn:-
liert wird r.:nd eben grerade nictrt von den GerichEen- Dies im-
pliziert die weitere Frage, ob der Gaspreis überhaupb einen Eor-
chen Wetrtbewerbspreis d.arstel It. .

Kunlh (der proze,ssbevollmächEigte der BeklagE,en) /Tüng1er
(N-Jw 0s, 1313) bejatren d.ies, ca Gae- r.:na örtj.eferanten um Neu-
kunden konkurrieren rrr:d der Preis sieh somit am Energj.eträger ori-entierE' Für die Tarifvertragskr-rnd.en gelten aher lmmer die seI-ben Tarife, somit. grelten für a1le schon algeschlossenen Kr:ndendie seLben Tarlfe wie frrr Neuro:nden ,.d da.lrer fur AlIe derhlettbewerbspreis, so die beiden Autoren.

Dass zl'rischen den verschiedenen Energieträgern ein wet,tbewerb
um Neukurtden bestetrt, 1st wohr anzunehmen. Jedes wirt,echaftllcheunterrrehmen ist'um mehr -Absatz bemrlht, was im Energieeektsor zu_mlndest bei Tarifkr:nden, haupteächlich durch Ner:kunden erretchtwerden kann' Allerd-ings besteht wettbewerb vor aIIem im substleu-tlonswetEbewerb, das bed,eutet, daes ein produ;ct genau durch 

"ioalderee ersebzt werden kanrn. Ansoa.sEen eind dr,e prodr:kte auchEehwierig zu vergleichen. Ein solcher sr:bstitutionswetEbeweib:
11egE,auf dem easmärkts wohl (no-gh) nleht. üo
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nur ein GasanlcieEer zur verfügrung sEeht r-rnd der Wechsel zü einem
anderen energieEräger eben nicht oh.ne erhebLichen Aufwand mög1ich
isr (wg]. z.B. Derleder/Ott in Wtna 05, 423, 426, wonach sich
die umstelh:ng eines HaushalE,s auf Heizö1 auf Kosren zwisclr,en
5.o0o,oo und 8.000,00 Euro belaufen kann). wird also auf den
Gasmarktr abgesEellt, findeE. kein gfettbewerb 9taEE, sEel]t man
aber auf den alrgemeinen tlärmemarkt äb, liegt wettbewerb vor.
Folgrich ist zumindesE ein "teilweiser weEtbewerb,, gegeben, nicht
irureriralb der Gasanbieler, a-ber unter den werschiedenen Ener-
gieträgern um NeuJcr:nden.

Evtl. karur aJrer dahin Etehen, ob es sich bei dem Gaspreis um ej_-
nen echten l{ettbewerbspreis handelt . zur Abgrenzr:ngi von karEerr-
rechtlichen Eestimmungen fü]rrC der BGH (NJW-RR 92, 1g3) näm-
]ich au6;

"Die kart.ell-recht,lichen Bestimmungen wo1len aLlein diejenigen
NachteiLe ausgleichen, die sich aus dem feh.lenden h-ettbewerb er-
geben. Die Beetimmr:ng des s 103 Abs. 5, S. Z, Nr. 2 GV|B werfolgt
demgegentiloer nichE den zweck, d.ie Frage der Billigkeit d.er Lei-
stulgsbestrimmr.rng im Sinne des s 31S BGB zu regeln. s 31S BGB EoIl
im unt,erseb.ied dazu dle der einea vertragspartei übertragehe
RectrEsmaelrt, den rnhalt des vertrages, hier d.ie H6he d,es strom-
preises, einseitlg feeEzusetzen, eingrenzen,,.

Folglich kommt es dem BGi{ innerhalb d,es s 3rS BGB nichE, auf d.en
fehlenden oder bestehend,en hlettbewerb an, sondern nur auf die ein-
seitLge Rechtsmachtr einer Vertragspartei, die Bedingrr.rsge[, hier
den Preis, zu bestsirnmen_

Dies geht auch aus anderen Ausfrlhrr.urgen d.es BGH hervor: Hinterder Anwendtrng' des § 315 BGB auf TarLfe von MonopoLunternehmen 6erDaseinsvorsorg'e sE.eht d.ie t'lcerlegung, dass <tas Machtr:ngleich_gewiehi zwr-schen d,en vertragspartnern eine gerichEliche, dem §l-38 BGB vorgelagerEe Kontrolre erfordert (BGHZ 3g, 1BG).

Dieees Machtr:ngleichgewlcht benrtr' auf er Monopolstell:'g d.esEnergieversorgers, 'wod.urch d,er verbraueher keine amd.erer wa,.l 
'at,ars seine preise zu akzepEi.eren oder seine Energiever'orgu.g.

miE ertrebric'em Auftränd umzusterr.en. Dies wird durch die fehlen_de Liberalisierung d'es Gaemarktes und d,en daraus fehlenden weets-bewerb innerhalb des Gaamarktes bed.ingt.
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Auch bei dem teilweisen WecEbewerb mit anderen Energieträgern
bl-eibu diese einseitige RechEsmacht des Gasanbieters und damiE
das Ungleichgewicht, bestehen. Nach dem SchuEzzweck von s 31S
BGB ist eine analoge Anwendr-rng des Gaspreises wohl geboEen, aueh
weDli er Eeilweisem WetEbewerb r.m,terliegE.

Allerdings isE fesEzuhalten, dass die tJlce::wachung von preisen
ein tgrisches Rennzeichen von Zentralve::waltungs- r:nd Ma_1ge1wirt-
schaft,en darstellt- Die gerichtllche Preiskontroll-e anarog s 3Ls
Abs. 3 BGB paßt deshalb nichc in ein markEwirtechaftlic[e,s Um-
fe1d, wD die Anbieter und Nachfrager in die Lage versetzE sind,
mit Hilfe dea Marktmechanismus unerwünschte preisausschläge zv.
d.ämpfen. zudem steIlE die Preisrllcerwaehung eine cypische Aufgabe
der Exekutive dar u:rd nicht der .fudikative. Mitr der f ortschreit.en-
den r.iberalieienrng des Gasmarktes iet davon auszugehen, d.ase
die geriehtLiche KontsrolLe des Gaspreises innerhalb des Gasmark-
tres inrrner weiter werdrängt wird, zumal darrn aueh nictrt mehr won
einer einseitigen Rechtsmacht einer Partei gesprochen werden
kann. So larnge ist auf Gn:nd der frlheren Reehtsprechung'des BG;I
wohl noch von einer a^nalogen Anwendung des § 315 Abs. 3 BGB auszu-
gehen.

Allerdings könnte diese Anwendrng durctr vorrangige karE,ellrechtr-
liche vorschrifEea wie §§ L03 oder L9 cwB ausgesehlossen gein.

wie bereits ausgefüIert (BGH liJw-RR 92, 183 ) ha_ben d.ie kartell-
rechtlichen vorsehriften zurn ziel, d.ie Nachteile, die durch
den fehlenden wettbewerb entstsehen, auszugleichen. Die zj.e] -
set'zr:ng isb, also eine andere a1s bei der BllligkeiEskorrtrolle
nach § 315 BGB- wegen dieses rrnterschiedlichen Regel:ngezwecks
kaln daher wohl noch nicht, von ej.ner vorrErnglgkeit der kartelL-
rectrElichen vorschriften au'gegangren werd,en. Dase dLe Grenzen
des allgemeinen kartelLrechtliche vlßbrauchs-und. Diskrimiaienurgs-
verbotds nicht mit denen der BilligkeiE,sentscheidrrng .naeb. s 31s
BGB zusammenfallen, haE er BGH aucrr jüngst in seiner Entscheid,r.r'g
vom 05 ' 02 ' 2003 (N'rw 03, ,.449, 145o) wied.erhort. Die E't-
scheidr.rng erging zwar noch zum nalEentr GwB, auf Gnrnd der Foruru-lierung Iäßt sj.ch ind.es evtI. erkenne,n, daes dieser Gruad,eatz
auch weiEerhin gelEen eorr. rä vorangegapgenen sat,z eterlt der
BGH ausdrücklich feet, d.asg noch dae ,,alteo GWB auf den Sach-verhalE Anwendr:'g f indet. Die Novellienrng des GWB 1ag zr:m zeit_punkt der Eatsctr,er-dr:,g aSer bereits 4.rahre z_u:il,ck. ,Hät,teietch
der. ,a"ufg9s.§e11tse;,;G:rrndsar.z in d,e ;1nerl{n epaeqi[ _;;.*,*.i*;#HX;
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scllen, wäre zum zeiEpu:rkt, der Entscheidung wohl ein Hinweis des
BGH zu erwarEen gewesen.

Nicht. r:nerwähnt bleiben so1l, dass das Landgericht Kö1n
(RdE 04, 305) und das Landgericht Bremen (RdE O+, 304) jtlngst
die ueinung'vertreten haben, dass ein Auswej,chen auf die Rege-
lung des § 315 Abs. 3 BGB analog nichb erforderlieh sei, da s 19

GI,FB vorrangig hera-nzuziehe- sej-. ln beiden Entscheidr.:-ngren geht es
um sogen- Netznutztr.nggerrtgelte auf dem Strommarkt, also jeweils
eine MitrberderbersituaE.ion. Darriber verhäLts sich auch die Ent-
echeidung des BGH vom 18.10,05 (NJ!ü 05, 684) .Seit der GI^IB-No-
velle ist in § 19 Abs. 4 Nr. 4 G[fG für diese Konstellat,ion je-
doch eln rrnmittelbar wirkender Verbotst,atbestand geechaffen wor-
den, der in diesem FaIl § 315 Abs. 3 BGB a.nalog verdrängea könn-
te. ob dies auch auf die Gaslieferung an ej-nen Endverbraucher
übertragbar ist, ist vom BGH noctr nicht entsclrieden.

Ünabhängig von der vorstetrend aufgezeigrten Problematsik st,el1g
sich die Frage der BeweistasE.verteilürrg, da die Billigkeit. der
Ermessensausä-bung echwierig darzulegen isb. Insoweit gibt ee
zur Darleg'ungs- und Bewelslast bei s 3fS Abs- 3 BGB umfangrreiche
Rechesprechr.:rrg des BGH. Dieser haE, zu).etzL tiJrer dle Bewerslast-
werteilung am 15. 02. 2O03 bezrigJ.ich eines Stronliefen:ngevertrages
(N,I,i 03, t449 ) una am 30 - 04 .2003 bezügIich eines Waeseti/er-
sorglngsvertrages (N.rw 03, 3131) entsehieden. In beiden rällän
wird s 315 Abs . 3 BGB analog auf d.ie VerEräge ang.e$rendee, da ee
sich um An}:ietser mit Monopolstrellung ftlr Leistungen der Daeeins-
vorsorge trand.elt. Mit die,ser Maßgabe sind die BeweielasEregeln d,a-
her aucl: auf die Billigkei.uskontrolle d,er easliefenrngeverträge
tlberLragbar. AlLerdings ist hinsichtlich der Darlegnrngs- r:1d ge-
wel-elast zwischen einem Rückford,enrngsprozess des Kunden urid ei-
nem Zahh:ngsprozesE des versorgrarngsunt,errrehmens zu d,ifferen-
zleren -.

Der genannten Ent'echeidung rrom l-5.02-2003 liegt eln Ford.e:rrngs-prozess deE Runden gegen d.en St.romlieferalten zu Gnr,de. Der RIä-ger macht einen Bereieherungsanepnrch gelt.end; da er die 1n Rech-nung gestellten strornkosten aus urrbtllig arrsiehE. 11Lr d,1e voraus-
seEzung dieses Anspruchs trif f u ihn nach arrgeneiner. Gn:'d.s,ät'endi'e Beweislast', also auch für dae Nichtbestehen einee Rechtsgrurr-des der erbrachten LeJ-etr-rrg. Ar-lerdinge isE,.der Kunde, dem der Be_weis ej.ner negauiven Tateaetre obliegt, nlctrt verpflichteE, Jedentheore E i e ch genkbar rechr ferE lgend,prr:;§,*.-rra 

""" ;;.ihi 1.q",r, eog:,
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dern nur den, der vom versorgungsunternehmen greltend. gemacht
wird. Der BGH (N.I?{ 03, 1419):

"Dabei triffc den prozessgegmer dann eine erweit.erte Ee_
hauptturgslast, wenn die darleg.ungspfiichtige parEei außerhalb d.es
von ihr darzulegenden Geschehensablaufes sE,eht r:^nd kej.ne nähere
Kenntnis dr maßgeblichen Tatsachen besitzt, während der Geg.ner
tilrer ein derartiges Wissen werfügt und ihnr nähere Angaben zumut-
bar sind,' im Rahrmen des zumutbaren kann von ihm dann insbesondere
das subsEantiierte BesEreicen einer negativen Tatsache Lrrr-
:er Darlegr:ng der frlr die positive TaEsache sprechenden um-
stände werlang.t werden" -

Dieeer Aa.sicht des BGH pflichten auch das urbeil
Heilbror:n vom 15.04.2oOS (Az.; 15 C 4394/04) r.rnd
rj.chts Heilbronn wom 19-Ot- .2006 (Az.: G S L6/OS)

des Amtsgerichis
des Landge-
bei.

Sctrliesslich stelIt. sich noch d.as Problern d,es urnfanges einer
evtl- Billigkeitsprüfrrng- Der BGH gehE beim sE,rompreis d,avon aus.
dass eine BesEinrmung billig im sinne von s 31s BcB sein kan:.,
wenn ctas verlangte Entgelt irn Rahmen d.es markEübliehen lc.egt rm4
dem entsprieht, was regelmässig a1e Preis für eine rrergleieh-
bare Lel-stung verlalgtr erird (NJT{-FL 92, 1g3), Neben d.er fuEer-
essealage beider ParEeien ieE elne umfassend.e wtlrd.igrung der ver-
tragszwecks mit einzrr]rezietren.

Zur konlreEen wirtschaftrichen Übeqpr-trfr:ng d.es Gaspreises gibE e6verechiedene Methoden. EnE,weder kann d,er Gaslieferant seiae Kalku-ratrion offenlegen od.er der Gaspreis kaln mit ande.ren p::eisen arrd.e-rer An-bietser vergrichen werd.en oder d.er Gaslieferant belegt, nurdie wj-rtschaft.liche Reehtfertig.urng d,er Erhöhulg.

Die Orientieranng am reinen KostenrnaßstaJr im Gassektor ersetreinteher nicht a1s angebrachE (vgl. d.ie von der Bekragcen ziEiertenEntecheidrrngen) . oarüber hinaus wäre d,er Aufwand, sehr hoch, da be_triebswlrtschaftrlich die adäquate schrüsser,n" a""ämeinkostenbestimmt' werd'en r:nd ebenso {Iber1>rüft werden müsste, ;ä';;:'^t'ioneller Betriebsfrihn:n g ggfl. niedrigrere Koste- angeEallen wä_ren (vgt' salje, Energiewi.rbschaftliche Tagesfrageu 2oo5 , 2?gff) .

Die jtrngst,en Entsctreid,ungen der
auf. der .Vprgleicb.smetrhode (wg1.

AmE,egerlchte ben:hen ttbe::sriegead
A§, §revenbrolcb. Rd.E ,2oo 6, ,:621
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2005, 2Q6) .

Die Kritik an dieser Methode zielU wchl im wesentlichea dahj.n,
dass durch gezieltes ZusamrnensEellen einer Vergleichsgruppe es
wahrscheinlich für jeden Gasversorger möglich isL, seinen preis
a1s biIlig darzusrellen.

Bei einem Vergleich der Kosten des Unternehmens vor rrnd. naeh d,er
Preiserhöht:ng (u Before-and AfterkonzepE") ist von einem billi-
gen Preis auszugehen, werin d,as UnE.ernehman hierbei seine ind,ividu-
ellen Mehrkoeten darlegt (vgl. saIJe aaO). Diese Rechtsferti-
gung wird durch ein t^Iirt,schaftsprüfer-Testat oder einen geriehE-
liqhen sachverstEindigen durchgefütrrt werden müssen. Dem Konzept
liegE, zu Grunde, class der preissockel, d.er bei vertsregs
sehl-uss vorgelegen hat, ni.cht der Billigkeitskontrolle unter-
fäI]t.'Friihere preisanpassungen werden wegerr verwirkr.ng (s 242
BGB) oder vorbehaltloser Zahh:rrg (s 814 BGB) eben-so nictrtr in d1e
eilligkeiEskont,rolle einbezogen, eo dass lediglich die Mehrko-
st,en für die gegenständliche, mej.st let.zEe preieertröhr:ng des Gas-
lieferanterr zu prüfen sind. Dieser Methode folgend hab d,as Landge-
richE Hej-l_bronn (aao) die preissEelgenrng ale durch die Bezugs_
kostenerhöhurrg gerechtferEigts algesehen. Es b,at sich dabei zwa_r
nictrts festgelegt, ob es sich beim Gas um einen Kosten- oder MarkE-
preis handerb, aber stell|- fest, dass d.ie gezugskostenerhöhung
sogar die Anhebung eines Kosteapreises erlaubg hätte rrrrd darnit
auch die rrntrebung eines Marktpreises - Das Landgericht Heilbronrr
lehnc auch die offenlegrung der unterlagen für den Gaspreis alf,, da
strreiEgeg'enstaad nur die Gaspreiserhöhu-rrg sei rrnd daher nicht dieunterlagen bezüg1ich des Gesamtpreises verrangE werden kön'ten.

Zusamrnenf as sungr :

T"* 11:ichc 
des erkennenden Gerichrs nspricbr einiges dafür,,,q'ass § 315 -Abs- 3 BGB wohl noch ana10g angrevrend,et, werd,enmuss' obwohl der Gaspreis lediglich ein ',Eeilweiser wettbewerbs_preie'r allenfalle isE, zumind,eet solange bis es d,em rarifkundenmögllch ist, zwiechen mehreren Gasarrbietrera zu wä.b.Ien und, eiehder Preis dann vollkornmen iiber den t{ettbewerb regu,r.ert,. Aller-dings bedarf dieser pud(t der Klärurg durch den BGFI, wae.durehdie Revision gegen d,as genar:,te urteil d.es tandgerichte Heil-bronrl vom 19.01 .20C6 wohl erfolgen wird.. Mögli"cherweiee gehE 6erBeH in se'ner Ent.cheid,ung dan{,;aueh auf den Maßsta^b det BiUlg_ke itsphif ung,,.e in..
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Aus diesen Gründen regrt das Gericht 'al, dass die parteten d,as
Verfahren bis zur Vorlage der Entscheidr:ng des BGH frir benrtrend,
erklärert.

Gleichwohl wird die Erwiden:ngsfriet für d,en prozessbevoll-mäch-
tigten des Klägers bis 24. OS.2006 'verIängert,.

MiC frer::rdlichem Grlss
gez. SAITEL
Richt,er em Amtsgerichc

'der
teIIte a1s Urlnrnds-
GeschäftseEte11e

LT


